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Wie lange sollen wir noch warten, bis endlich was Substanzielles getan wird?
Letzte Generation: „Härtere Strafen wären destruktiv“, „Radikal richtig“ und „Mutiger Protest“, FR-Politik,, -Titel und -Meinung vom 26. November

Wenn ich noch mal 20 wäre,

dann wäre ich dabei

Endlich radikal richtig: Nun wird
die ‚Letzte Generation‘ einge-
sperrt. Es ist ja Wahlkampf. Mit
welcher Form von Protest haben
wir noch eine Zukunft? Müssen
wir uns ein weißes Blatt vor das
Gesicht halten? Oder mit Schil-
dern sinnlos durch die genehmig-
ten Straßen latschen? Ach, wäre
ich noch mal 20, ich wäre dabei,
denn ich möchte kein Heuchler
sein. Jon Pahlow, Frankfurt

Das Blablabla geht

einfach immer weiter

Dem Kommentar von Ruth Her-
berg stimme ich zu. Die Kurzsich-
tigkeit und Ignoranz politischer
Entscheidungsträger und zahlrei-
cher Medienmacher ist weltmeis-
terverdächtig. Die vorherrschende
Ignoranz und Arroganz in Sachen
Klima- und Umweltzerstörung ist
weit verbreitet. Obwohl seit Jahr-
zehnten die Klimafolgen, das Aus-
sterben von Tier- und Pflanzenar-
ten, die Zerstörung unserer Le-
bensquellen bekannt sind, gehen
Vergiftung und Zerstörung weiter,
das Blablabla geht weiter – und es
wird nichts Spürbares gegen den
Untergang unserer Zivilisation ge-
tan. Im Gegenteil: Militärausgaben
steigen, Wachstum wird weiter
wie ein goldenes Kalb vergöttert,
Konsumwird angestachelt.

Und wer muss in einer noch
weiter unwirtlich gemachten Welt
in Zukunft leben? Nicht die „alten
Säcke“, die dies zu verantworten
haben, sondern die jungen Gene-
rationen, unsere Kinder und Kin-
deskinder und zahlreiche Genera-
tionen mehr. Und das wissen
oder ahnen immer mehr junge
Leute. Und die wollen nicht in ei-
ner kaputtgemachten Welt woh-
nen. Sie wollen den Todes-Tsuna-
mi blockieren.

Aber da gibt es nun kurzsichti-
ge Egoisten, die weder die Zerstö-
rungsmaschinerie ernstnehmen

noch das menschheitsrettende Ver-
halten der mutigen jungen Leute
angemessen verstehen. Weitbli-
ckende, verantwortungsvolle Men-
schen einzulochen ist dumm und
verkehrt. Meines Erachtens gehö-
ren hingegen diejenigen in den
Knast, die unseren wunderschö-
nen lebenswerten Planeten unbe-
wohnbar machen, obwohl sie es
besser wissen müssten.

Meine Frage an Kritiker der
„Letzten Generation“: Wie lange
sollen wir warten, bis endlich et-
was gegen die Klimaerhitzung
und Naturzerstörung getan wird?
Wie viele Menschen müssen noch
sterben – heute und in Zukunft?
Was sonst kann getan werden ge-
gen die zerstörerische Walze unse-
rer (!) Wachstums- und Vernich-
tungsmaschine? Wie also wäre es
mit „präventivem Gewahrsam“
für die Bundes- und Landesregie-
rung, für die EU und Konzernma-
nager, für die Zerstörer unserer
Lebenswelt? Wenn das juristische
Prinzip der „Verhältnismäßigkeit“

angemessen angewendet werden
würde, müssten die Verursacher
des Klimawandels und der Um-
weltzerstörung in den Knast. Was
müssen die jungen Menschen von
„Letzte Generation“ (und die un-
zähligen WissenschaftlerInnen
und Bewegungen wie „Fridays for
Future“, „Ende Gelände“, „Ex-
tinction Rebellion“) noch tun, da-
mit die in einer fürchterlichen
Komfortzone und Bequemlich-
keitsblase dahinlebenden Männ-
lein endlich aufwachen?

Edgar Göll, Langgöns

Diese Aktionen

sind unverhältnismäßig

Das ist kein mutiger Protest, das ist
Meinungsterror, der die Gesell-
schaft spaltet. Alle Aktionen der
„Letzten Generation“ zielen darauf
ab, dass sie den allein selig ma-
chenden Kampf um die Rettung
des Klimas führen. Wer das nicht
akzeptiert, der kämpft nicht mit
letzter Konsequenz für die Rettung

des Klimas und ist damit ein po-
tenzieller Gegner. Aber ihre Aktio-
nen sind strafbare Aktionen, die
unverhältnismäßig sind. Sie for-
dern mehr Widerspruch in der Ge-
sellschaft heraus und sind kontra-
produktiv für das ehrbare Anlie-
gen des Klimaschutzes. Der große
Teil der Gesellschaft hat für diese
Aktionen kein Verständnis und
wird sich daher auch nicht mit den
Klimaaktivisten solidarisieren.
Auch wenn die Anwälte der Grup-
pe sich auf Notstand gemäß Para-
graf 34 StGB berufen, in einem Ur-
teil das Amtsgericht Flensburg die-
ser Argumentation gefolgt ist, soll-
te für die strafbaren Handlungen
konsequent die Strafbarkeit erfol-
gen. Nicht einsperren, aber ent-
schiedene Auflagen zur gemein-
nützigen Arbeit im Sinne eines ak-
tiven Engagement für den Klima-
schutz (Aufforstung, Pflege von
städtischen Parks, Gewässerschutz
usw.). Jeder darf die Regierung kri-
tisieren, ihr Versäumnisse und ver-
zögernde Bearbeitung vorwerfen.

Das ist legitim und demokratisch.
Aber zur Demokratie gehört auch,
dass Gesetze akzeptiert und einge-
halten werden. Wenn alle Bürger
gegen Gesetze verstoßen, dafür
Strafen in Kauf nehmen und die
Komplexität von gesellschaftlichen
Prozessen ignorieren, dann wird
nicht dem Klimaschutz zur Gel-
tung verholfen, sondern die Ge-
sellschaft wird gespalten und
chaotische Aktionen werden geför-
dert. Klaus-Dieter Busche, Offenbach

Ein weiterer Stau für

ein paar Stunden - na und?

Jetzt wird wegen der Klimapro-
teste über eine Ausweitung der
Vorbeugehaft diskutiert. Ich kann
mich nicht erinnern, dass darü-
ber anlässlich der Straßenblocka-
den der Landwirte gesprochen
worden wäre. Auch nicht, als
Menschen über Wochen in
Flüchtlingsheimen belagert wur-
den. Auch nicht, als diese Belage-
rer die Menschen sogar angezün-
det haben. Auch nicht, als Neona-
zis ihre Mitbürger überfallen ha-
ben. Auch nicht, als stadtbekann-
te Nazis Bürgermeister/innen bei
Leib und Leben bedroht und aus
dem Amt gejagt haben. Wenn
aber verzweifelte junge Leute den
100 Staus, die durch eine seit
Jahrzehnten verfehlte Verkehrs-
politik alltäglich sind, für ein
paar Stunden einen weiteren hin-
zufügen, dann wäre das eine so
ernste Gefährdung der Öffent-
lichkeit, die sogar eine Abschaf-
fung zentraler rechtsstaatlicher
Grundsätze gestatten solle.

Ich bin einfach sprachlos. Was
treibt unsere Innenminister/in-
nen dazu, sich mit der Gewalttä-
tigkeit einer willkürlichen anlass-
losen Gefangennahme ohne Pro-
zess und Rechtsbeistand auf diese
Menschen zu stürzen? Vernunft
und Verantwortung für uns Men-
schen, unsere Verfassung und den
Rechtsstaat kann es nicht sein.

Dietmar Grubert, Wiesbaden

Diskussion: frblog.de/lastgeneration

Ein Autofahrer reißt einer festgeklebten Aktivistin der „Letzten Generation“ ein Plakat aus der Hand. DPA

Bildung ist Voraussetzung für Erfolg
Deutschland ist Einwanderungsland: „Offen statt borniert“, FR-Meinung vom 30. November

Über Einwanderung und die Ver-
leihung der deutschen Staatsbür-
gerschaft ist erneut ein Streit ent-
brannt. Sowohl innerhalb der
Ampel-Koalition (mal wieder
durch die FDP verursacht) als
auch zwischen Regierung und
Opposition. Allerdings: CDU und
CSU taugen nicht als Kriterien
für ein neues Staatsbürgerrecht.
Gleiches gilt für AfD und andere
Rechtsextreme, welche die bruta-
le Seite der Dummheit abbilden.

Erst unlängst erklangen die
Alarmglocken der Bildungsex-
perten, die einen drastischen
Verfall an Sprach- und Mathema-
tikkompetenz bei Migrantenkin-
dern in der Grund- und Haupt-
schule diagnostizierten. Da diese
hinsichtlich ihrer Talente sicher-
lich nicht schlechter ausgestattet
sind als die Mehrzahl der seit
vielen Generationen hier Ansäs-
sigen, deutet vieles auf Ursachen
hin, die mit der sozialen Situati-
on der Familien zu tun haben.

Dort dienen Sprache und Bil-
dung häufig nur noch der Bin-
nenkommunikation innerhalb
spezifischer, auch von funda-
mentalistischen Religionen ge-
prägter Milieus.

Ein Rückblick in die deut-
sche, vor allem die preußische,
Geschichte zeigt, dass die Einfüh-
rung der Schulpflicht im frühen
19. Jahrhundert zunächst eine
Absichtserklärung war, die man-
gels Lehrern, Schulgebäuden und
entsprechender Verwaltung nicht
umgesetzt werden konnte. Doch
unter dem Druck der Industriali-
sierung erwies sich eine solide
Allgemeinbildung als Vorausset-
zung für eine erfolgreiche moder-
ne Volkswirtschaft. Wobei es ei-
nen Unterschied zwischen vor al-
lem katholischer Landbevölke-
rung und zunehmend säkularer
bzw. weltanschaulich liberalerer
Stadtbevölkerung gab. Auch die
Kinder der arbeitenden Klassen
wurden von ihren Eltern dazu

angehalten, in der Schule und in
der Öffentlichkeit Hochdeutsch
zu sprechen.

Die seit den 80er Jahren des
19. Jahrhunderts ins Ruhrgebiet
eingewanderten polnischen Ar-
beiter zeigten, dass Integration
möglich ist, wenn die Betreffen-
den sie auch wollen, was immer-
hin einem Drittel der ursprüngli-
chen Einwanderer gelang.

Mutmaßlich würde eine orga-
nisierte Einwanderung beruflich
Qualifizierter nach Deutschland,
die von Kanzler Scholz und In-
nenministerin Faeser konzipiert
wird, sogar gelingen, weil die Mo-
tivation zur Integration hoch sein
dürfte. An der Situation der un-
terprivilegierten Migranten wür-
de das jedoch nichts ändern. Des-
wegen stellt sich die Frage, wel-
ches Problem einer vorrangigen
Lösung bedarf. Qualifizierung der
Abgehängten oder die weitere
Öffnung der sozialen Schere?

Klaus Philipp Mertens, Frankfurt

Umstieg läuft zu schleppend
Klimapolitik: „Man muss mehr Druck auf China ausüben“, FR-Politik vom 25.11

Das Interview bringt wenig Neu-
es. Dass die Klimaziele 1,5 und
zwei Grad Erwärmung kaum
noch einzuhalten sind, ist offen-
sichtlich. Latifs Vorschlag der
„Allianz der Willigen“ hört sich
gut an, geht aber von falschen
Voraussetzungen aus. Zum einen
gehört Deutschland nicht zu den
Willigen, sondern steht seit 20
Jahren auf der Bremse, weil es
hier von Staats wegen nur ein
„Weiter so“ gegeben hat und gibt.
Und das auch mit den Grünen in
der Regierung. Zum anderen:
Auch andere Willige sind welt-
weit kaum auszumachen. Das ist
der Grund für das Versagen der
diversen COPs. Wir haben unsere
neuen Gasumschlagsanlagen für
mindestens 15 Jahre geplant, Chi-
na hat einen neuen Vertrag mit
Katar für 27 Jahre geschlossen,
die USA werden ihr Fracking-
Programm für Jahre fortführen.

Offen bleibt die Frage, wohin
es führt, wenn die Menschheit so

weitermacht wie bisher. Wie
schnell es wärmer wird und wie
schnell welche Katastrophen ein-
treten werden und wo, denn Ka-
tastrophen in Pakistan oder Afri-
ka erzeugen keinen Druck. Un-
tergehende Inseln auch nicht.
Flüchtlinge überall auch nicht.

Latifs Fazit, dass wir schon viel
früher auf die erneuerbaren Ener-
gien hätten umsteigen müssen,
lässt den Hinweis vermissen, dass
wir in den 90er Jahren auf einem
guten Weg waren, dann aber mit
voller Absicht aus Solar- und
Windkraft ausgestiegen sind. Die
Gründe? Man frage Merkel/Alt-
maier/Söder. Die SPD war auch
dabei, die FDP ist es immer noch.
Das aber ist das Zentrum unseres
Problems, denn auch heute ist ein
Umsteuern auf erneuerbare Ener-
gien immer noch sehr schleppend,
wenn überhaupt. Man verlässt
sich auf das St. Florians Prinzip:
„Verschon mein Haus, zünd ande-
re an!“ Jürgen H. Winter, Schöneck


